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Ausgabe A. 


Geſetzblatt | 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 28 Ausgegeben Danzig, den 27. April 1932 


Inhalt: Durchführungsverordnung zur Rechtsverordnung zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh und 
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Verordnung zur Aenderung ber Fernſprech ordnung 3 „S. 210. 
Verordnung zur Aenderung der Verordnung vom 11. 3 1932 betr. Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten, Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen S. 213 
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61 Durchführungs verordnung 
zur Rechtsverordnung zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh und friſchem Fleiſch vom 15. 3. 1932. 
Vom 19. 4. 1932. 
8 1 
Anträge auf Erteilung der Erlaubnis für den gewerbsmäßigen Handel mit Vieh und Fleiſch ſind 
von den Händlern, einſchl. Handelsagenten und Kommiſſionären, bis zum 10. Mai 1932 zu richten: 

a) wenn der Gewerbetreibende ſeinen Wohnſitz in einem der Landkreiſe hat, an den betreffenden 
Landrat, 

b) wenn der Gewerbetreibende ſeinen Wohnſitz im Bezirk der Staatlichen Polizeiverwaltung oder 
wenn er einen Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht hat, an den Polizei— 
präſidenten in Danzig. . 

82 
Über bie Anträge enticheidet für das ganze Staatsgebiet der Polizeipräſident in Danzig. Die bei 
den Landräten eingegangenen Anträge ſind ihm mit einer Stellungnahme des Landrates zuzuleiten. 
Gegen die Entſcheidung des Polizeipräſidenten iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach Zu— 
ſtellung des Beſcheides die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. Die Entſcheidung des Senats iſt end— 
gültig. 
$3 
Bis zur endgültigen Entſcheidung über den Antrag ſind diejenigen, bie bisher den gewerbsmäßigen 
Handel mit Vieh und friſchem Fleiſch betrieben haben, zur weiteren Ausübung dieſes Handels in der 
bisherigen Art und in dem bisherigen Umfange befugt. 


8 4 
Die Gewerbetreibenden haben für jedes Geſchäft einen Schlußſchein auszuſtellen, der von dem 
Käufer mitzuunterzeichnen iſt. Die Urſchrift des Schlußſcheines hat der Gewerbetreibende in einem 
gebundenen und mit fortlaufenden Nummern verſehenen Buch aufzubewahren, das auf Verlangen 
jederzeit einem vom Polizeipräſidenten beauftragten Beamten vorzuzeigen iſt. Eine Durchſchrift des 
Schlußſcheines iſt dem Käufer auszuhändigen. Der Schlußſchein muß enthalten: 
a) den Tag des Verkaufes, 
b) beim Viehverkauf die Gattung und Stückzahl, beim Fleiſchverkauf die Art des Fleiſches und 
das Gewicht, 
c) Namen und Wohnort des Käufers, 
d) den Preis. 
Ausnahmen können für einzelne Gewerbetreibende, deren Umſatz von geringem Umfange iſt, vom 
Polizeipräſidenten zugelaſſen werden. 
5 $5 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. April 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
" Dr. Wiercinski-Keiſer Hinz 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 5. 1932). 
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i Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 


Vom 4. 4. 1932. 
Auf Grund bes S 7 bes Fernſprechgebühren⸗ ⸗Geſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 


hiermit verordnet: 


Artikel I 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 


. Sm 8 5, I am Schluſſe des Abſ. 2 ſtatt „für Privattelegraphen.“ ſetzen: 


für private Fernmeldeanlagen. 


. $m $ 5, II C Abſ. 3 erhalten die letzten beiden Sätze folgenden Wortlaut: 


Die Telegraphenverwaltung iſt befugt, jederzeit zu prüfen, ob die Anlagen den Genehmigungs— 
bedingungen noch entſprechen. Iſt dies nicht der Fall, ſo haben die Teilnehmer die Anlagen inner— 
halb der ihnen hierfür zu ſtellenden Friſt auf ihre Koſten den Anforderungen der Telegraphen— 
verwaltung entſprechend ändern zu laſſen; ſie haben auch der Telegraphenverwaltung die aus 
dieſem Anlaß entſtehenden Koften für die erneute Prüfung der Anlage zu erſtatten. Laſſen die 
Teilnehmer die Anderungen nicht friſtgemäß ausführen, ſo kann die Telegraphenverwaltung ihnen 
das Recht auf Benutzung der Nebenſtellenanlagen zum Verkehr mit dem öffentlichen Netze ent— 
ziehen. 


. 8 5, II C erhält folgenden neuen Abſatz: 


6 Machen Betriebsänderungen oder Schaltungsänderungen bei der Vermittlungsſtelle eine 
Anderung in den techniſchen Einrichtungen der privaten Nebenſtellenanlagen nötig, ſo ſind die Teil— 
nehmer verpflichtet, die Anderungen auf ihre Koſten rechtzeitig ausführen zu laſſen. Unterlaſſen 


ſie dies, ſo kann die Telegraphenverwaltung ihnen das Recht auf Benutzung der Nebenſtellen— 


anlagen zum Verkehr mit dem öffentlichen Netze entziehen. 


. 8$ 8, I, II, HI und IV erhält folgenden neuen Wortlaut: 


I Einrichtungen, die über die von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzte Regelausſtattung der 
Anſchlüſſe hinausgehen, ſind Zuſatzeinrichtungen. Sie ſind für gewöhnlich nur auf dem Grundſtück der 
Sprechſtelle zuläſſig, zu der ſie gehören. Auf anderen Grundſtücken werden ſie nur zugelaſſen, 
wenn Betriebsſchwierigkeiten daraus nicht zu befürchten ſind. 

II 1 Bei poſteigenen Sprechſtellen werden bie Zuſatzeinrichtungen im allgemeinen von der Tele— 
graphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum der 
Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen (poſteigene 
Zuſatzeinrichtungen). 

2 Ausnahmsweiſe ſchaltet die Telegraphenverwaltung gegen Erſtattung der Selbſtkoſten (89, ]) 
auch beſtimmte, vom Teilnehmer beſchaffte private Zuſatzeinrichtungen an poſteigene Sprechſtellen 
an. Die Zuſatzeinrichtungen gehen nicht in das Eigentum der Telegraphenverwaltung über; der 
Teilnehmer hat für ihre Inſtandhaltung zu ſorgen. 

III 1 Bei teilnehmereigenen Sprechſtellen (8 5, IB) müſſen Zuſatzeinrichtungen im allgemeinen 
teilnehmereigen ſein (teilnehmereigene Zuſatzeinrichtungen). 

2 Ausnahmsweiſe ſchaltet die Telegraphenverwaltung gegen Erſtattung der Selbſtkoſten (S9, I) 
auch beſtimmte, vom Teilnehmer beſchaffte private Zuſatzeinrichtungen an teilnehmereigene Sprech— 
ſtellen an. Der Teilnehmer hat für die Inſtandhaltung dieſer Zuſatzeinrichtungen zu ſorgen. 

IV Bei privaten Sprechſtellen (§ 5, II C) müſſen Zuſatzeinrichtungen privat fein (private Zu— 
ſatzeinrichtungen); ausgenommen ſind die für Amtsleitungen und ſonſtige poſteigene Leitungen 
beſtimmten Prüfſchalter und Prüfſchränke, die als poſteigene Zuſatzeinrichtungen von der Tele— 
graphenverwaltung hergeſtellt und imſtandgehalten werden. 


. Sm 8 8, V erhalten die Angaben unter C folgenden Wortlaut: 


Für private Zuſatzeinrichtungen werden bei privaten Sprechſtellen keine Gebühren erhoben. 
Bei privaten Zuſatzeinrichtungen, die ausnahmsweiſe an poſteigene und teilnehmereigene Sprech— 
ſtellen angeſchaltet worden ſind (II Abi. 2 und III Abſ. 2), kann die Telegraphenverwaltung mo— 
natliche Gebühren für die Mehrleiſtung bei der Prüfung der Sprechſtellen verlangen. 

Im $ 13, IV Abſ. 2 (Ber. 7) iſt am Schluß hinzuzufügen: 
Werden auf Wunſch Apparate gegen ſolche einer anderen Ausführung ausgewechſelt, ſo kann 


die Telegraphenverwaltung für die vorzeitige Erneuerung neben den Auswechflungskoſten nad) - 


Abſ. 1 einen Koſtenzuſchuß erheben. 


a 


7. 


8. 


10. 


| can richtung der Nebenſtellenanlage, bei Reihenanlagen auf ſämtliche Reihenſtellen. Di 


Im S 15, II erhalten die Angaben unter b) folgenden Wortlaut: 

b) unentgeltlich: einen geeigneten Raum zur Verfügung zu ſtellen, die Sprechſtelle unter 
Einziehung der beſtimmungsmäßigen Gebühren ohne Zuſchlag zu bedienen, Telegramme von 
jedermann anzunehmen und weiterzugeben, Telegramme für Perſonen, die ſich innerhalb des 
von der Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Zuſtellbereichs aufhalten, aufzunehmen und zuzu— 
ſtellen, ſolche Perſonen zu Geſprächen herbeizurufen oder kurze Nachrichten von auswärts an 


Hie zu übermitteln, die tägliche Bekanntgabe der Zeit und Kreistelegramme entgegenzu⸗ 


nehmen und den Unfallmeldedienſt zu beſorgen; 
§ 17, II Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

2 Für Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die in der Zeit zwiſchen 
19 und 8 Uhr abgewickelt werden, ermäßigen ſich die Gebühren auf zwei Drittel der im 
Ab. 1 angegebenen Sätze. Werden Geſpräche, die vor 19 oder 8 Uhr begonnen haben, über 
dieſen Zeitpunkt hinaus fortgeſetzt, ſo werden die Gebühren für die erſten drei Minuten nach den 
Sätzen für die Verkehrszeit berechnet, in der das Geſpräch begonnen hat, für jede folgende Minute 
nach den Sätzen, die bei Beginn dieſer Minute gelten. 


. S 19, II Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


II 1 V-Geſpräche. Ferngeſpräche, bei denen auf Verlangen des Anmelders der Name der 


Perſon, mit der das Geſpräch geführt werden ſoll, der verlangten Teilnehmerſprechſtelle im voraus 


übermittelt wird, ſind V-Geſpräche. Über die dringenden V- Geſpräche, bei denen auch die vom 
Anmelder gewünſchte Ausführungszeit der verlangten Teilnehmerſprechſtelle übermittelt wird (Feſt⸗ 
zeitgeſpräche), ſ. S 17, VII Abi. 4. Als V- Geſpräche werden auch Ferngeſpräche mit Teilnehmer⸗ 
ſprechſtellen (ohne Angabe ber gewünſchten Perſon) behandelt, bei denen auf Verlangen des An- 
melders das Vorliegen der Geſprächsanmeldung der verlangten Teilnehmerſprechſtelle im voraus 
angekündigt wird, damit dieſe eine für die Geſprächsführung in Betracht kommende Perſon ver- 
ſtändigen kann. Geſpräche, bie mit einer nach Nummer oder Namen oder in anderer Weiſe be— 
zeichneten Nebenſtelle geführt werden ſollen, werden nur auf ausdrückliches Verlangen des An— 
melders als V-Geſpräche behandelt. Für die Geſprächsverbindungen gelten bei V-Geſprächen, 
ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, die allgemeinen Beſtimmungen über Ferngeſpräche. 
§ 27, I und Il erhalten folgenden Wortlaut: 

I 1 Der Teilnehmer und die Telegraphenverwaltung können das Teilnehmerverhältnis, ab⸗ 
geſehen von den in den Abſ. 2 und 3 angegebenen Fällen, jederzeit zum Ende eines Kalender- 
monats unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfriſt ſchriftlich kündigen. 

2 Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen beträgt die Mindeſtdauer des Teilnehmerverhältniſſes 
(Mindeſtüberlaſſungsdauer) 8 

a) für Anlagen mit einfachen Vermittlungseinrichtungen (Zwiſchenſtellenumſchalter und Klappen— 
ſchränke) 1 Jahr, 
b) für Anlagen mit Rückſtellklappenſchränken und Glühlampenſchränken ſowie für Reihenanlagen 

5 Jahre, 

c) für Anlagen mit Selbſtanſchlußbetrieb 10 Jahre. 

3 Treten bei vorhandenen poſteigenen Nebenſtellenanlagen infolge von Erweiterungen oder 
auf beſonderen Wunſch des Teilnehmers weſentliche Veränderungen im Aufbau der Anlage ein, ſo 
beginnt mit der Fertigſtellung der Veränderungen eine neue Mindeſtüberlaſſungsdauer; ſie richtet 
ſich nach der Art der durch die Veränderung geſchaffenen Anlage. Was als weſentliche Verände— 
rung anzuſehen iſt, beſtimmt die Telegraphenverwaltung. ' 

4 Fällt bas Ende ber Mindeſtüberlaſſungsdauer (Abſ. 2 und 3) nicht mit dem Ablauf 
eines Kalendermonats zuſammen, jo endet das Teilnehmerverhältnis mit dem Ablauf des Kalender: 
monats. Ergeht nicht einen Monat vorher eine ſchriftliche Kündigung, ſo verlängert ſich das 
Teilnehmerverhältnis weiter auf unbeſtimmte Zeit; es kann dann nach den Beſtimmungen im 
Abſ. 1 gekündigt werden. a 

5 Die Kündigung nach Abſ. 1 und 4 gilt als rechtzeitig bewirkt, wenn ſie dem anderen 


Teile am dritten Werktag des Monats zugeht, zu deſſen Ende das Teilnehmerverhältnis gelöſt d 


werden foll. 


1 


6 Eine Kündigung ijt auch erforderlich, wenn der Teilnehmer einzelne Teile der Einrichtung e * Re 


aufgeben will, 


II Die Mindeſtüberlaſſungsdauer (I Abs. 2 und 3) erjtredt jid) auf die Vermittlungsein⸗ 


ie ſonſtigen Ein⸗ 


1 


12. 


13. 


14. 


15. 8 


16. 


212 


richtungen in Nebenſtellenanlagen können mit einmonatiger Friſt (1 Abſ. 1) gekündigt werben; bei 
Ausnahme-Querverbindungen, die mehr als 25 Kilometer entfernte Hauptſtellen von Nebenſtellen⸗ 
anlagen verbinden, bleibt bie Beſtimmung im $ 6, VIII über die Feſtſetzung einer Mindeſtdauer 
von 5 Jahren unberührt. Die Kündigung ſämtlicher Hauptanſchlüſſe einer Nebenſtellenanlage um— 
faßt auch die Kündigung der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen Einrichtungen. 
Über die Gebühren, die bei der Aufgabe einer Nebenſtellenanlage vor Ablauf der Mindeſtüber⸗ 
laſſungsdauer weiterzuzahlen ſind, ſ. unter VI Abſ. 2 

8 27, IV erhält folgenden Wortlaut: 

IV 1 In teilnehmereigenen und privaten Nebenſtellenanlagen können die Hauptanſchlüſſe und f 
die ſonſtigen poſteigenen Einrichtungen mit einmonatiger Friſt (I Abſ. 1) gekündigt werden. Die 
Kündigung ſämtlicher Hauptanſchlüſſe umfaßt auch die Kündigung der ſonſtigen Einrichtungen. 

2 Bei teilnehmereigenen und privaten Nebenanſchlüſſen braucht die Kündigungsfriſt nicht ein— 
gehalten zu werden. Jedoch muß die Gebühr bis zum Ablauf des Kalendermonats gezahlt werden, 
in dem der Nebenanſchluß aufgehoben wird. 
§ 27, VI erhält folgenden neuen Abſatz: 

2 Wird eine poſteigene Nebenſtellenanlage vor Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer (ö Abſ. 2 
und 3) aufgegeben, ohne daß der Teilnehmer aus Billigkeitsgründen vorzeitig aus dem Teil— 
nehmerverhältnis entlaſſen worden iſt, ſo ſind die nach § 5, III A für die techniſchen Einrichtungen 
bei der Vermittlungsſtelle der Nebenſtellenanlage und für Reihenanlagen feſtgeſetzten monatlichen 
Gebühren bei einer zehnjährigen Mindeſtüberlaſſungsdauer zur Hälfte, bei einer fünfjährigen 
Mindeſtüberlaſſungsdauer zu drei Vierteln und bei einjähriger Mindeſtüberlaſſungsdauer in voller 
Höhe bis zum Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer weiterzuentrichten. ; 

Im 8 27, IX erhalten die erſten beiden Sätze folgenden Wortlaut: 

IX In begründeten Fällen können gekündigte und abgebrochene Fernſprecheinrichtungen auf 
Antrag unter den nachſtehenden Bedingungen an derſelben oder einer anderen Stelle in dem— 
ſelben Ortsnetz oder in einem anderen Ortsnetz für den Teilnehmer wieder eingerichtet werden. Der 
Teilnehmer muß die laufenden Gebühren für die Zwiſchenzeit nachzahlen. 

Im $ 28, II erhalten der Eingang und die Angaben unter a) folgenden Wortlaut: 

II Die Telegraphenverwaltung kann einen Anſchluß ſperren oder ohne Kündigung aufheben, 
a) wenn der Teilnehmer mit der Zahlung von Gebühren im Rückſand iit, 

28, III Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

2 Die Sperre befreit den Teilnehmer weder von der Haftpflicht nach S 29, I noch von der 
Pflicht zur Zahlung der Gebühren. Im Falle der Aufhebung des Anſchluſſes beſteht die Pflicht 
zur Zahlung der Gebühren weiter bis zu dem Zeitpunkt, an dem das Teilnehmerverhältnis bei 
ordentlicher, am Tage der Aufhebung oder, wenn eine Sperre vorausgegangen iſt, am Tage der 
Sperre erklärter Kündigung (8 27, I) beendet worden wäre. Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen 
erſtreckt ſich die Verpflichtung zur Gebührenzahlung auf die bei vorzeitiger Aufhebung bis zum 
Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer zu entrichtenden Beträge (S 27, VI Abſ. 2). 
$8 30 erhält folgenden Abſchnitt IV: 

IV Abweichend von der Beſtimmung im $ 27, IX gilt für Fernſprecheinrichtungen, die bei 
Erlaß dieſer Verordnung bereits gekündigt ſind und die bis zum 31. ren p 1932 noch ge— 
kündigt werden, folgendes: 

Wird die Wiedereinrichtung von Fernſprecheinrichtungen innerhalb eines Jahres nach der Auf— 
hebung beantragt, ſo wird auf die laufenden Gebühren für die Zwiſchenzeit (§ 27, IX) verzichtet, 
wenn die Kündigung nachweislich infolge wirtſchaftlicher Notlage ausgeſprochen worden iſt. In 
dieſem Falle werden bei der Wiedereinrichtung nur bie Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe 
in Rechnung geſtellt. Jedem Teilnehmer wird die Vergünſtigung für jede Einrichtung nur ein— 
mal gewährt. 

Artikel II 


Die Beſtimmungen im Artikel I unter Ziffer 4, 10 bis 12 und 15 treten am 1. Juli 1932, 


die übrigen Beſtimmungen mit der Veröffentlichung dieſer Verordnung in Kraft. 


Danzig, den 4. April 1932. 


Poit- und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig 
Zander 


63 Verordnung 
zur Anderung der Verordnung vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135) betreffend Anderung der 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten, Geiſtlichen und Augeſtellten im Amt und im Ruhe⸗ 
ſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 22. 4. 1932. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 32, 17, 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) und des Art. II des Geſetzes vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 743) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel! : 
Im Art. III ber Verordnung zur Anderung ber Dienſt- und Verſorgungsbezüge der Beamten, 
Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen vom 11. TuS j 
1932 (G. Bl. S. 135) wird folgender S 6 hinzugefügt: . 


»$ 6 
(1) Die SS 1 bis 5 gelten entſprechend A 
a) für Angeſtellte des Staates, ber Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht auf Grund 
des Angeſtelltentarifvertrages vom 17. Juni 1930 (St. A. I. S. 199) eingeſtellt worden 
ſind; ; Y 
b) für die Beamten und Angeſtellten der ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes eins — 
ſchließlich der Träger der Sozialverſicherung und der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen 


Rechtes ſowie für die Hinterbliebenen dieſer Perſonen; Art. II, S 8 gilt auch bier. d 

(2) Die $8 1 bis 5 gelten jedoch nicht für Angeſtellte in Betrieben, deren Bezüge bei Ver⸗ 
kündung dieſer Verordnung in einem einheitlichen Tarifvertrag mit denen der Angeſtellten privater Be⸗ 
triebe geregelt ſind.“ . P 

Artikel II gr 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1932 mit ber Maßgabe in Kraft, daß die am Tage a 

ihrer Verkündung bereits fällig geweſenen Bezüge den Empfangsberechtigten in der gezahlten Höhe y 
zu belaſſen find. 5 
Danzig, den 22. April 1932. i 2 
Der Senat der Freien Stadt Danzig ; ; 
Dr. Wiercinsti-Keijer Dr. Hoppenrath : 
64 Druckfehlerberichtigung. 

In der Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 24. 3. 1932 muß es auf 
Seite 184 im $ 42 Abſ. c unter $ 14a letzter Satz ſtatt „Bewertungszuſchlag“ heißen eee, 
ſtichtag“. m 

A 
$5 


und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig 


u - end, 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes 
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